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Gesetzesbeschluss 
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1152 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 über 
transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen in der 
Europäischen Union im Bereich des Zivilrechts und zur 
Übertragung von Aufgaben an die Sozialversicherung für 
Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 44. Sitzung am 23. Juni 2022 aufgrund der 

Beschlussempfehlung und des Berichtes des Ausschusses für Arbeit und Soziales  

– Drucksache 20/2392 – den von der Bundesregierung eingebrachten

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1152 des  

Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 über transparente 

und vorhersehbare Arbeitsbedingungen in der Europäischen Union im Bereich 

des Zivilrechts

– Drucksachen 20/1636, 20/2245 –

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.

Fristablauf: 15.07.22 

Erster Durchgang: Drs. 154/22



1. Die Bezeichnung des Gesetzes wird wie folgt gefasst: 

„Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1152 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 20. Juni 2019 über transparente und vorhersehbare 

Arbeitsbedingungen in der Europäischen Union im Bereich des Zivilrechts und 
zur Übertragung von Aufgaben an die Sozialversicherung für Landwirtschaft, 

Forsten und Gartenbau*“.

2. In der Inhaltsübersicht werden nach der Angabe zu Artikel 11 die folgenden Angaben eingefügt: 

„Artikel 11a Änderung des Marktorganisationsgesetzes 

Artikel 11b Änderung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch“. 

3. Nach Artikel 11 werden die folgenden Artikel 11a und 11b eingefügt:

‚Artikel 11a

Änderung des Marktorganisationsgesetzes

Das Marktorganisationsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. November 2017 
(BGBl. I S. 3746), das zuletzt durch Artikel 108 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I 
S. 3436) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 31 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird durch die folgenden Nummern 1 und 2 ersetzt: 

1. „ nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a, b, d, e, i, k, m, n, o, p und q und 
Nummer 2, die §§ 8, 9, 9a, 21 Satz 1 Nummer 1, 2 und 3 und § 27 Nummer 2 
Buchstabe b die Marktordnungsstelle oder die Bundesfinanzverwaltung, 

2. nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe f und t, die §§ 9b, 9c und 9d, 15 und 
16 die Marktordnungsstelle, die Bundesfinanzverwaltung oder die 
Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau,“. 

bb) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3. 

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Wird bei Regelungen nach Satz 1 Nummer 2 die Sozialversicherung für 
Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau als für die Durchführung zuständige Stelle 
bestimmt, bedarf die Rechtsverordnung des Einvernehmens des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales.“
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* Die Artikel 1 bis 11 dieses Gesetzes dienen der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1152 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 20. Juni 2019 über transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen in der Europäischen Union 
(ABl. L 186 vom 11.7.2019, S. 105).



2. Nach § 31 wird folgender § 31a eingefügt:

„§ 31a 

Aufsicht; Kostenerstattung 

(1) Die Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau untersteht bei 
der Durchführung einer ihr durch eine Regelung nach § 31 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 
übertragenen Aufgabe der Aufsicht des Bundesministeriums. Umfang und Art der 
Durchführung seiner Aufsicht bestimmt das Bundesministerium im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales.

(2) Das Bundesministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates

1. die Übertragung der Aufsicht an die Bundesanstalt, 

2. die Einzelheiten der Aufsicht

zu regeln, soweit dies erforderlich ist, um Anforderungen in Regelungen in § 1 Absatz 2 
Nummer 1 bis 3 hinsichtlich der Abwicklung von Zahlungen im Rahmen der 
Gemeinsamen Agrarpolitik einzuhalten. 

(3) Wird bei einer Regelung nach § 31 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 die 
Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau als für die Durchführung 
zuständige Stelle bestimmt, werden ihr alle Verwaltungskosten, die ihr durch die 
Wahrnehmung der Aufgabe entstehen, vom Bund erstattet.“ 

3. § 34e wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Marktordnungsstelle“ die Wörter „oder der 
Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau“ eingefügt. 

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Marktordnungsstelle“ die Wörter „oder die 
Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau“ eingefügt.

Artikel 11b

Änderung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch

Das Siebte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Unfallversicherung – (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 7. August 1996, BGBl. I S. 1254), das zuletzt durch Artikel 14a des Gesetzes vom 
10. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5162) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 221a wie folgt gefasst: 

„§ 221a Verarbeitung von Daten durch die landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft“.
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2. § 221a wird wie folgt gefasst:

„§ 221a 

Verarbeitung von Daten durch die landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft 

(1) Die landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft (§ 114 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2) 
darf die bei ihr gespeicherten Namen, Anschriften und Bankverbindungen von 
Unternehmern nach § 136 Absatz 3 Nummer 1, die zur Beitragsberechnung nach § 182 
vorliegenden Berechnungsgrundlagen sowie die von den zuständigen Behörden in den 
Ländern übermittelten Daten nach § 197 Absatz 4 Satz 1 und Satz 4 zur Durchführung der 
ihr übertragenen Aufgabe zur Gewährung einer Beihilfe im Rahmen einer 
außergewöhnlichen Maßnahme zur Marktstützung im Sinne der §§ 9b, 9c und 9d des 
Marktorganisationsgesetzes verarbeiten, soweit dies zur Durchführung oder Kontrolle der 
Beihilfegewährung erforderlich ist. 

(2) Die landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft darf der Bundesanstalt für 
Landwirtschaft und Ernährung einmalig bis zum 31. Dezember 2022 die bei ihr 
gespeicherten 

1. Namen und Anschriften von Unternehmern nach § 136 Absatz 3 Nummer 1, 

2. deren Mitgliedsnummer, 

3. die Art der betriebenen landwirtschaftlichen Nutzung, 

4. die zum 22. März 2022 erfasste Anbaufläche oder Tierzahl

unter den Voraussetzungen des Satzes 2 zum Zweck der Gewährung einer Beihilfe aus 
dem Bundeshaushalt übermitteln. Die Übermittlung ist nur zulässig, sofern die 
Unternehmer nach der vom Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft im 
Rahmen der Regelung zur vorübergehenden Gewährung geringfügiger Beihilfen im 
Geltungsbereich der Bundesrepublik Deutschland auf der Grundlage des Befristeten 
Krisenrahmens der Europäischen Kommission für staatliche Beihilfen zur Stützung der 
Wirtschaft infolge der Aggression Russlands gegen die Ukraine vom 22. April 2022 
(BAnz AT 27.04.2022 B2) erlassenen Richtlinie dem Grunde nach beihilfeberechtigt sind 
und nicht bereits eine Anpassungsbeihilfe in Durchführung der in Absatz 1 genannten 
Aufgabe erhalten haben. 

(3) Die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung 

1. darf den Datenbestand nach Absatz 2 verarbeiten, soweit dies zur Durchführung oder 
Kontrolle der Beihilfegewährung auf Grundlage der Kleinbeihilfenregelung 
erforderlich ist, und 

2. hat diesen Datenbestand unmittelbar nach dem rechtskräftigen Abschluss der 
Beihilfeverfahren zu löschen.

Das Nähere zum Verfahren der Datenübermittlung nach Absatz 2 und zur Erstattung der 
Kosten ist in einer Verwaltungsvereinbarung zwischen der Bundesanstalt für 
Landwirtschaft und Ernährung und der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft zu 
regeln.“ ‘
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4. Artikel 12 wird wie folgt gefasst:

„Artikel 12 

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 am ... [einsetzen: 1. August 2022, 
sofern die Verkündung spätestens am 31. Juli 2022 erfolgt; bei späterer Verkündung das 
Datum, das auf den Tag der Verkündung folgt] in Kraft. 

(2) Artikel 10 tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. 

(3) Die Artikel 11a und 11b treten am Tag nach der Verkündung in Kraft.“
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